Preußiſche Geſetzgammlung 


Jahrgang 1922 kr. 48. 
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r. 12376.) Geſetz, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910. 
Vom 28. Oktober 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. 1910 S. 184, 1917 S. 17, 
1918 S. 128 und 199, 1919 S. 139, 1920 S. 155 und 540) wird wie folgt geändert: 
1. Der 8 6 erhält folgende Faffung: 
(1) Bei Geſchäften, die nur auf Antrag vorzunehmen find, kann ein zur Deckung der 
Gebühren und baren Auslagen hinreichender Vorſchuß erhoben werden. Die Vorſchriften 
der 88 1 bis 5 finden auf die Verpflichtung zur Zahlung des Vorſchuſſes entſprechende An⸗ 
wendung. Das Gericht kann die Vornahme der Handlung von der Zahlung des für die baren 
Auslagen geforderten Vorſchuſſes abhängig machen, ſofern nicht die Verzögerung dem Antrag- 
ſteller einen unerſetzlichen Nachteil bringen würde. 
(2) Die Aushändigung von Ausfertigungen und Abſchriften ſowie die Rückgabe der aus 
Anlaß eines Geſchäfts der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgelegten Urkunden kann von vorheriger 
Zahlung der Koſten und Stempelabgaben abhängig gemacht werden. 
(3) Über Erinnerungen gegen eine nach Abſ. 1 Satz 3, Abſ. 2 getroffene Anordnung 
wird im Aufſichtsweg entſchieden. 
(4) Ein Vorſchuß wird nur inſoweit zurückgezahlt, als er den bei Beendigung des Ge- 
ſchäfts in Anſatz kommenden Betrag an Gebühren und Auslagen überſteigt. 
2. Der § 7 wird wie folgt geändert: 
(1) Gebührenfrei ſind: 
1. die auf Erſuchen der Verwaltungsbehörden auszuführenden Gefchäfte, die ein öffentliches 
Intereſſe betreffen 
2. die auf Erſuchen von Verwaltungsgerichten oder Auseinanderſetzungsbehörden vorzunehmen⸗ 
den Gefchäfte; RER 
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die Vereidigung von Perſonen, die mit dem Forſtſchutze betraut ſind; 

4. die Beurkundung, amtliche Verwahrung, Eröffnung und Rückgabe der von Angehörigen der 
Wehrmacht aus Anlaß einer Mobilmachung errichteten einſeitigen und wechſelſeitigen letzt— 
willigen Verfügungen ſowie die Eröffnung und Rückgabe ſolcher letztwilligen Verfügungen, 
die von den infolge der Mobilmachung zum Kriegsdienſt einberufenen Perſonen mit Rückſicht 
auf dieſe Einberufung errichtet worden find; 

5. das Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung Kriegsverſchollener. Das gleiche gilt für das 

Nachlaßverfahren nach für tot erklärten Kriegsverſchollenen und nach Kriegsteilnehmern, die 

vor dem 1. Januar 1922 geſtorben ſind, ſoweit als Erben Abkömmlinge, die Eltern oder die 

Ehefrau in Betracht kommen und der Wert des Nachlaſſes 50 000 Mark nicht überſteigt ; 


6. alle Rechtsborgänge beim Erwerbe von Grundſtücken zwecks Schaffung oder Erweiterung 
öffentlicher Erholungs⸗, Wald⸗ oder fonftiger Grünanlagen ſowie für Zwecke öffentlicher Straßen 
und Plätze. Falls und inſoweit das Grundſtück innerhalb einer Friſt von fünfzehn Jahren 
ſeit Abſchluß des Veräußerungsgeſchäfts für andere Zwecke aan wird, find die Gebühren 
nachzuentrichten. 

(2) Bei den beſonderen Anordnungen, durch welche außerdem für gewiſſe Rechtsſachen 
eine gänzliche oder teilweiſe Gebührenfreiheit bewilligt iſt, behält es ſein Bewenden. 

(3) Die Vorſ ſchriften des § 43 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 über die Enteignung 
von Grundeigentum (Geſetzſamml. S. 221) finden auf alle Beſitzeränderungen, denen ſich die 
Beteiligten aus Gründen des öffentlichen Wohles zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet ſind 
(Enteignungen), entſprechende Anwendung. 
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3. Der §8 wird wie folgt geändert: 
a) Nr. 5 wird geſtrichen. 


b) Nr. 6 erhält die Nr. 5 und wird wie folgt geändert: 

5. Körperſchaften des öffentlichen Rechts in Angelegenheiten, welche die Schaffung gefunder 
Kleinwohnungen für Minderbemittelte betreffen, ſowie Vereinigungen, deren durch die 
Satzung beſtimmter Zweck mittelbar oder unmittelbar ausſchließlich darauf gerichtet iſt, 
Minderbemittelten geſunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten 
oder angekauften Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen, wenn die Verteilung des 
Reingewinns ſatzungsgemäß auf eine Verzinſung von höchſtens fünf vom Hundert be 
ſchränkt, bei Ausloſungen, Ausſcheiden eines Mitglieds und für den Fall der Auflöſung 
der Vereinigung den Mitgliedern nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile zugeſichert 
und der etwaige Reſt des Vermögens für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt. Darüber, 
ob die Befreiung zu bewilligen iſt, wird von den Miniſtern der Juſtiz und der Finanzen 
gemeinſchaftlich entſchieden. Auf Stiftungen finden die für Vereinigungen geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

e) Als Nr. 6 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

6. Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens, die auf Grund des $ 5 des Geſetzes 

vom 31. Juli 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1371) als gemeinnützig anerkannt find, und 
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Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechts bei Erfüllung der ihnen durch das 
erwähnte Geſetz zugewieſenen Aufgaben. 
d) In Nr. 7 Satz 1 treten an die Stelle der Zahl „6“ die Worte 5 und 64, 
4. Der 8 13 wird wie folgt geändert: 
In Abſ. 4 
a) > hinter Satz 1 folgende Sätze einzufchieben: 
Iſt der Aufenthalt des Zahlungspflichtigen unbekannt, ſo kann die Zahlungs⸗ 
aufforderung durch Anheftung an die Gerichtstafel erfolgen. Die Zuſtellung gilt 
N als bewirkt, wenn ſeit der Anheftung zwei Wochen verſtrichen ſind. 
b) wird die Zahl „20“ durch die Zahl „100 / erſetzt. 
Der § 15 wird geſtrichen. 5 
Der § 17 Abſ. 2 wird wie folgt geändert: e a 
(2) Ebenſo kann der Suftigminifter darüber Beſtimmungen treffen, wann Koſten 
durch Poſtnachnahme eingezogen werden können. Bei Koſtenbeträgen von mehr als 100 Mark 
darf die Vorzeigegebühr dem Zahlungspflichtigen nur dann zur Laſt gelegt werden, wenn es 
ſich um die Einziehung eines Vorſchuſſes handelt. Durch die Einlöſung der Nachnahmeſendung 
wird das Recht der Erinnerung gegen den Koſtenanſatz nicht berührt, zuviel gezahlte Beträge 


find poſtgebührenfrei zu erſtatten, wenn der zu überſendende Betrag die Überfendungsgebühr 
um mindeſtens 1 Mark überſteigt. 


A 


7. Der § 19 wird wie folgt geändert: a a 
Der Abſ. 2 wird geſtrichen. SER 
Der Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Der Wert des Gegenſtandes des Geſchäfts wird nach ſteiem Ermeſſen unter Berück⸗ 
ſichtigung der nachfolgenden Vorſchriften feſtgeſetzt. 
2 Der $21 wird wie folgt geändert: 


a) In Nr. 1 iſt am Schluſſe ein Komma zu ſetzen und ſind folgende Worte anzufügen: 
ſofern er höher iſt als der gemeine Wert. 


b) in Nr. 8 werden die Worte „vom Bundesrake“ geſtrichen. 


9. Der § 23 wird wie folgt geändert: 5 5 a 
Im ab: 1 treten an die Stelle der Sahle „3 000% „100 000 / und „200“ die Zahlen 
„20 000% 5 000 000 / und „2 000% 
10. Der § 25 wird wie folgt geändert: | 
Die Worte „oder der Staatskaſſe“ werden geftrichen. 
Ferner wird folgender Satz als Satz 2 eingeſtellt: 
Der Anſatz der Gebühren und Auslagen kann im Verwaltungswege berichtigt werden, 
ſolange nicht über die Erinnerung des Saflungspfihtigen eine Entſcheidung des Gerichts 
getroffen iſt. 
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11. Im 27 Abs. 1 Satzl treten an die Stelle der Worte „,$$ 568 bis 575, die Worte „§ 568 Abf. 172 
§§ 569 bis 575, N 
Ferner werden im Satz 2 die Worte „oder die Beſchwerdeſumme den Betrag von 
50 Mark nicht überſteigt“ geſtrichen. 
12. Der § 30 wird wie folgt geändert: a 
a) Im Abſ. 1 werden die Worte „Abſ. 1 und 3, 20“ geſtrichen. 
Satz 7 iſt zu ſtreichen. i | 
Im Satz 8 ift das Wort „Zollverwaltung“ durch das Wort „Finanzverwaltung“ zu 
erſetzen. 
b) Im Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „durch die Verwaltung der indirekten Steuern“ die 
Worte „durch die Behörden der Finanzverwaltung“. d 
13. Der $ 31 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 1 fallen die Worte „des Auflaſſungsſtempels oder“ und die Worte „Auflaſſung oder“ 
weg. 
bp) Die Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 8 
3. wenn Anträge auf Eintragung von Anderungen des Inhalts oder des Ranges eingetra⸗ 
gener Rechte, von beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten, von Grunddienſtbarkeiten, 
von Nießbrauchsbeſtellungen an unbeweglichen Sachen, von Reallaſten und von Vor⸗ 
kaufsrechten vorgelegt werden, ohne daß zu den Anträgen oder zu den ihnen zugrunde⸗ 
liegenden Eintragungsbewilligungen die erforderlichen Stempel verwendet worden ſind. 
e) Nr. 7 und Nr. 8 find zu ſtreichen. e 
14. Der § 32 wird wie folgt geändert: 
a) Der Abſ. 1 hat zu lauten: i 
Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt zwanzig Mark, ſoweit nicht in dieſem Geſetz 
ein geringerer Gebührenbetrag beſtimmt iſt. 
b) Abſ. 3 iſt zu ſtreichen. 


15. Der $ 33 iſt in den erſten Abſchnitt zu übernehmen. Er erhält folgende Faſſung: 


(1) Die Gebühren werden, ſofern nicht in dieſem Geſetz Ausnahmen vorgeſehen ſind, 
nach dem Werte des Gegenſtandes erhoben. Die volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes beträgt 
bei Gegenſtänden im Werte 


1. bis 500 Mark einſchließlic e 20 Mark, 

2. von mehr als 500 bis 1 000 Mark einſchließlich 30 „ 

33 » » 1000 » 2000 „ » 40 

4. „ „ „» 2000 » 3000 „ » 50 „ 

5 * » * 3 000 » 4 000 » » 60 » 

6. „ » „ 4000 » 5000 „ » 70 » 

7 » » 5000 » 6000 x y 80 „ 

8. „ » » 600 » 7000 „ » 90 „ 

9. „ „ „ 7000 „ 8000 » 100 „ 
10. » » » 8000 » 9000 „ » 110 „ 
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11. von mehr als 9000 bis 10 000 Mark einſchließlich 120 Mark, 
» 0 


12 „ „» 10 000 12 000 „ » 130 » 
13. „ „ 12 000 » 14000 » » 140 » 
1 » » 14000 » 16000 „ 2 150 „ 
15 » » 16000 » 18 000 „ » 160 „ 
16. » » » 18000 » 20000 „ » 170 » 
17 » » 20000 » 22 000 „ » 180 „ 
18. » » „ 22 000 „ 24 000 „ » 190 
19 » » 24000 » 26000 „ » 200 » 
20. „ » „ 26000 » 28000 „ » 210 » 
21 » „ 28000 » 30000 „ » 220 „ 
22 » „30 000 » 35 000 „ » 240 » 
23 » » 35.000 » 40000 „ » 260 » 
24,» » » 40000 » 45 000 » » 280° » 
25. 5 » » 45 000 » 50 000 „ » 300 » 


Die ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 10 000 Mark und die Gebühren bei Werten bis 
100 000 Mark um je 40 Mark, darüber hinaus um je 60 Mark. 

(2) Auf die Gebühren für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles bezeichneten Ge⸗ 
ſchäfte finden die Vorſchriften des Abſ. 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß von 100 000 Mark 
bis 1000 000 Mark die Gebühren um 20 Mark, von dem Mehrbetrage bis 5 000 000 Mark 
um 10 Mark, von dem Mehrbetrage bis 100 000 000 Mark um 5 Mark und darüber hinaus 
um 1 Mark für jede Wertklaſſe von 10 000 Mark ſteigen. a 


16. Der $ 35 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 
Eheverträge und Abtretungen von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung gelten ſtets als zweiſeitige Verträge. f b 
17. Dem $ 37 wird folgender Satz hinzugefügt: 
Sie darf jedoch den für die urſprüngliche Beurkundung geltenden Gebührenſatz nicht über⸗ 
ſteigen. 
18. Der $ 38 wird wie folgt geändert: 
a) Die Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 
2. für die Beurkundung von Vollmachten und des Widerrufs von Vollmachten. 
b) Hinter Nr. 3 find folgende Vorſchriften einzuſtellen: a 
4. für die Beurkundung von Anträgen auf Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuch 
oder im Schiffsregiſter ſowie von Eintragungs- oder Löſchungsbewilligungen oder Zus 
ſtimmungen nach § 27 der Grundbuchordnung oder nach § 105 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſofern nicht gleichzeitig das zugrunde⸗ 
liegende Rechtsgeſchäft beurkundet wird; 
5. für die Beurkundung einer Auflaffung, ſofern nicht gleichzeitig das zugrundeliegende 
Rechtsgeſchäft beurkundet wird. 


19. Der 8 39 iſt zu ſtreichen. 


20. Der $ 40 wird wie folgt geändert: 
Im Abſ. 4 Satz 2 treten an die Stelle der Zahl „100 000“ die Zahl „1 000 000” und 
an die Stelle der Worte „Anteil desſelben“ die Worte „deſſen Anteil“. 
Im Abſ. 5 erhält Satz 2 folgende Faſſung: 
Der höchſte der Gebührenberechnung zugrundezulegende Wert iſt 5 000 000 Mark, 
gleichviel ob ein beſtimmter Geldwert erhellt oder nicht. 
Im Abſ. 6 wird die Zahl „10“ durch die Zahl „100 / erſetzt. 
21. Der § 41 erhält folgende Faſſung: 


(1) Werden in einer Verhandlung mehrere Erklärungen beurkundet, die denſelben Ge- 
genſtand haben, ſo wird die Gebühr nur einmal von dem Werte dieſes Gegenſtandes nach dem 
höchſten in Betracht kommenden Gebührenſatze berechnet. 

(2) Haben die in einer Verhandlung beurkundeten Erklärungen einen verſchiedenen Ge⸗ 
genſtand, ſo wird, wenn für alle Erklärungen derſelbe Gebührenſatz zur Anwendung kommt, 
dieſer Gebührenſatz nur einmal nach dem zuſammengerechneten Werte berechnet. Kommen 
verſchiedene Gebührenſätze zur Anwendung, ſo wird jede Gebühr beſonders berechnet; es wird 
jedoch, ſoweit ein und derſelbe Gebührenſatz für mehrere Gegenſtände zur Anwendung kommt, 


der Wert dieſer Gegenſtände zuſammengerechnet. Der Geſamtbetrag der Gebühren darf die 


unter Zugrundelegung des höchſten Gebührenſatzes vom Geſamtwerte berechnete Gebühr 
nicht überſteigen. Die Vorſchrift des § 32 Abſ. 1 findet hinſichtlich der Einzelgebühren keine 
Anwendung; der Mindeſtſatz wird nur dann angeſetzt, wenn der Geſamtbetrag der für die 
Verhandlung zu erhebenden Gebühren hinter ihm zurückbleibt. 


22. Im 8 42 werden die Worte „jedoch nicht mehr als die volle Gebühr“ geſtrichen. 
23. Der $43 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: i 
(1) Für die Beglaubigung von Unterf ſchritten oder Handzeichen werden zwei 


Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Vorſchriften der §§ 40, 41 Abſ. 1, Abſ. 2 
Satz 1 ſind entſprechend anzuwenden. 


b) Hinter Abſ. 1 wird folgender neuer Abſatz eingeſchoben: 


(2) Für die gerichtliche Beglaubigung amtlicher Unterſchriften zum Zwecke der 
Legaliſation im diplomatiſchen Wege ($ 43 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 in der Faſſung des Artikel 130 VI des 
Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit) werden fünf Zehnteile der 
vollen Gebühr erhoben. Die Vorſchriften der §8 40, 41 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1 find ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. 


e) In dem bisherigen Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „die im § 35 der Hinterlegungs- 
ordnung vom 14. März 1879 (Geſetzſamml. S. 249)“ die Worte „die im § 42 der 
Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 (Geſetzſamml. S. 225)“. Ferner ſind die 
Worte „mit der Maßgabe“ und die Worte „daß die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr zu 
erheben iſt, falls dieſelbe geringer iſt“ zu ſtreichen. 
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24. Der § 44 wird wie folgt geändert: 
a) Der Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Für die Beurkundung von Verfügungen von Todes wegen wird das Zweifache 
der vollen Gebühr erhoben, wenn ſie mündlich erklärt werden oder der Entwurf vom 
Richter angefertigt wird. 
b) Die Abf. 2 bis 4 erhalten folgende Faſſung: 
(2) Für die Beurkundung des Widerrufs einer letztwilligen Verfügung und für 
die Beurkundung der Aufhebung eines Erbvertrags werden fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben. Die Gebühr fällt fort, wenn zum Erſatze der widerrufenen Verfügung 
oder des aufgehobenen Erbvertrags eine neue Verfügung von Todes wegen oder ein 
neuer Erbvertrag bereits beurkundet worden iſt oder gleichzeitig beurkundet wird. 


25. Im 8 45 iſt das Wort „Jamilienfideikommiſſen“ zu ſtreichen. 
26. 


Im 8 47 Abf. 1 werden die Worte „von dem Betrage“ bis „abgerundet werden“ durch 
folgende Worte erſetzt: a 
von dem Betrage bis zu 5000 Mark 4 vom Hundert, 
iti -».,..10:000. > 3, „ 
» 10000 » » 50 000 „ 2 „ » 
* 50 000 2 » 100 000 2 it » 2 
5 2 ° 
Die überſchießenden Gebührenbeträge werden au eine volle Mark nad) oben abgerundet. 
27. Der $48 wird wie folgt geändert: 
Im Abſ. 2 werden die Zahlen „20 000“ und „1 000° durch die Zahlen „50 000“ und 
„9 000” und die Zahl „1000 000“ durch die Zahl 55 000 000 / erſetzt. 
Im Abf. 3 erhält Satz 3 folgende Faffung: 
In keinem Falle darf die Gebühr für die Beurkundung von Beſchlüſſen von 
einem höheren Werte als 5 000 000 Mark berechnet werden. 
Ferner iſt folgender neuer Abſ. 4 einzuſtellen: 
(4) Für das Einzählen von Loſen werden neben der Gebühr des Abſ. 1 fünf 
Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Für die Beſtimmung des Wertes iſt die Vor⸗ 
ſchrift im Abſ. 2 maßgebend. 
28. Im § 49 Ziffer 2 iſt hinter den Worten „zu berechnen“ ſtatt des Strichpunkts ein Punkt zu 
ſetzen und folgender neuer Satz anzufügen: 
Werden die eidesſtattlichen Verficherungen zur Erlangung der Zeugniſſe über die Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft oder die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers abgegeben, 
jo gelten die Wertherechnungsvorſchriften des $81 Abſ. 7 ſinngemäß. 
29. Im § 50 erhalten Abſ. 1 bis 3 folgende Faſſung: 
(1) Für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen oder die Vornahme von Siege⸗ 
lungen oder Entſiegelungen werden nach dem Werte der verzeichneten oder verſiegelten Gegen⸗ 
ſtände fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. ; 
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(e) Nimmt das Geſchäft einen Zeitaufwand von mehr als zwei Stunden in Anſpruch, 
ſo erhöht ſich die Gebühr für jede weitere angefangene Stunde um 30 Mark. 
20. Im § 51 erhalten Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 


(1) Für die Aufnahme von Wechſelproteſten, einſchließlich einer etwaigen Inter⸗ 
ventionserklärung, werden erhoben 
bei einem Werte bis 500 Marf einſchließlich 20 Mark, 


» » » » 1000 „ » 25 » 
» » » » 2000 „ » 30 „ 
» > » „ 5000 „ » 40 
» » » » 10 000 „ » 58 
» » » » 20000 » » 60 „ 
» » „ über 20 000 S 75 MER 


(2) Dieſelbe Gebühr ift zu entrichten, wenn ohne Aufnahme des Proteſtes die Wechſel⸗ 
zahlung an den Proteſtbeamten erfolgt oder ihm nachgewieſen wird. 

(3) Neben der Proteſtgebühr wird für jeden Weg, den der Proteſtbeamte behufs Vor⸗ 
legung des Wechſels oder behufs Nachſuchung der Wohnung bei der Polizeibehörde unter⸗ 
nimmt, eine Gebühr von 20 Mark erhoben. 


31. Der § 52 erhält folgende Faſſung: 

(1) Zwei Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 

1. für die Sicherſtellung der Zeit, zu welcher eine Privaturkunde ausgeſtellt iſt ; 

2. für die Beglaubigung von Abſchriften, für dieſe jedoch höchſtens 200 Mark; er⸗ 
folgt die Herſtellung der Abſchriften durch das Gericht, fo find neben der Ge- 
bühr Schreibgebühren zu erheben. 

(2) Für die Erteilung von Ausfertigungen oder beglaubigten Abſchriften von Ur⸗ 
kunden, die das Gericht ſelbſt aufgenommen hat, einſchließlich der Erteilung auszugsweiſer 
Ausfertigungen oder beglaubigter Abſchriften, werden nur Schreibgebühren erhoben. Das⸗ 
ſelbe gilt hinſichtlich der Ausfertigungen oder beglaubigten Abſchriften von den in Ver⸗ 
wahrung des Gerichts befindlichen Urkunden der Auditeure, Notare und Schiedsmänner. 


02 
LO 


Der durch $6 Ziffer 2 des Geſetzes vom 29. April 1920 (Geſetzſamml. S. 155) abgeänderte 
§ 53 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
An die Stelle der Worte „mindeſtens 1 Mark erhoben“ treten die Worte „höchſtens 
1000 Mark, erhoben. Die Zuſatzgebühr darf die für das Geſchäft ſelbſt zu erhebende Ge⸗ 
bühr nicht überſteigen.“ 


23. Der 8 54 erhält folgende Faſſung: 
Anterbleibt die beantragte Beurkundung einer Erklärung, nachdem das Gericht darüber 


mit den Beteiligten verhandelt hat, ſo werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr bis zu 
einem Höchſtbetrage von 100 Mark erhoben. 


. 


x 
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34. Der durch das Geſetz vom 4. Juli 1919 (Geſetzſamml. S. 139) geänderte § 55 erhält folgende 
aſſung: 
a 0 Neben den in dieſem Abſchnitte beſtimmten Gebühren werden für die Beurkundung 
eines Rechtsgeſchäfts fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, wenn ſich ein Beteiligter 
in einer fremden, im Gerichtsbezirke nicht gebräuchlichen Sprache erklärt. 

(2) Die Zuſatzgebühr ſowie die durch die Zuziehung eines Dolmetſchers entſtandenen 
Auslagen fallen dem Beteiligten zur Laſt, der die Zuziehung des Dolmetſchers oder die 
Verhandlung in der fremden Sprache veranlaßt hat. 

35. Her § 56 letzter Satz erhält folgende Faſſung: 

Im übrigen finden auf die Beſteuerung von Ausfertigungen und beglaubigten Ab⸗ 
ſchriften die Vorſchriften des § 113 Abſ. 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß, ſoweit nach 
§ 52 Abs. 1 Ziffer 2 für die Erteilung der beglaubigten Abſchrift einer ſtempelpflichtigen 
Urkunde eine Gebühr zu erheben iſt, ein Stempel nicht zur Erhebung kommt. 

36. Der 8 57 iſt zu ſtreichen. 8 
37. Der § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 1 find die Worte „einſchließlich der Entgegennahme der Auflaſſungserklärung 
oder der Beurkundung des Antrags auf Eintragung ſowie“ zu ſtreichen. Die Worte „der 
Gebührenſatz A“ werden durch die Worte „die volle Gebühr“ erſetzt. 

b) In Nr. 2 und 3 treten an die Stelle der Worte „fünf Zehnteile des Gebührenſatzes A die 
Worte „fünf Zehnteile der vollen Gebühr “. i 

e) In Nr. 4 treten an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz A“ die Worte „die volle Ge⸗ 
bühr “. a 

d) Die Nr. 6 iſt zu ſtreichen. 

e) In Nr. 7 werden die Worte „und des Stempels für die Auflaſſung oder das zugrunde⸗ 
liegende Rechtsgeſchäft“ geſtrichen. 

38. Der § 59 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 treten an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz B“ die Worte „die volle 
Gebühr“, 

b) In Nr. 3 Abſ. 4 treten an die Stelle der Worte „des Gebührenſatzes B“ die Worte „der 
für die erſte Eintragung beſtimmten Gebühr“. Ferner wird dem Abſ. 4 folgender Satz an- 
geſchloſſen: 

Bei gleichzeitiger Eintragung gilt als erſte im Sinne dieſer Vorſchrift die Eintragung bei 

dem Grundſtücke, das den höchſten Wert hat. 

39. Der § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 

1. Es werden erhoben nach dem Werte der Veränderung: 

a) für die Eintragung des Überganges einer Hypothek, Grundſchuld oder Renten- 
ſchuld auf einen anderen Berechtigten, wenn der Übergang auf einem Rechts⸗ 
geſchäfte beruht, die volle Gebühr 
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b) für die Eintragung von Veränderungen ſonſtiger Art mit Einſchluß der Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 
b) Die Nr. 3 erhält folgende Faſſung: a 
3. Beziehen ſich mehrere Veränderungen auf ein und dasſelbe Recht, ſo wird die Gebühr 
nur einmal nach dem zuſammengerechneten Werte der Veränderungen erhoben, wenn 
die Eintragung auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags erfolgt und die Ver- 
änderungen dem gleichen Gebührenſatz unterworfen ſind. Unterliegt die Eintragung 
der mehreren Veränderungen teils der vollen, teils der Hälfte der vollen Gebühr, fo 
werden beide Gebühren geſondert je nach dem Geſamtwerte derjenigen Veränderungen, 
deren Eintragung den gleichen Gebührenſatz erfordert, berechnet. Die Summe der 
beiden Gebühren darf jedoch nicht mehr als die volle Gebühr von dem zuſammen⸗ 
gerechneten Werte der mehreren Veränderungen betragen und in keinem Falle die 
volle Gebühr von dem Werte des Rechtes überſteigen. Es macht keinen Unterſchied, 
ob die Eintragung durch einen oder mehrere Vermerke bewirkt wird. 
e) Die Nr. 4 erhält folgende Faſſung: 
4. Anderungen des Ranges eines eingetragenen Rechtes gelten als Veränderungen des 
zurücktretenden Rechtes. 


40. Der § 61 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Für die Eintragung von Vormerkungen und Widerſprüchen werden fünf Zehnteile der 
vollen Gebühr erhoben. Die Vorſchriften im § 58 Nr. 5, § 59 Nr. 2 und 3, § 60 Nr. 2, 
Nr. 3 Satz 1, Nr. 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. i 


41. Der § 63 wird wie folgt geändert: 


Im Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „drei Zehnteile des Gebührenſatzes B“ die 
Worte „zwei Zehnteile der vollen Gebühr“. a 
42. Der § 64 wird wie folgt geändert: x er 5 
.) Für jede Löſchung, einſchließlich der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte, werden 
fünf Zehnteile, für die Löſchung der im § 63 erwähnten Eintragungen wird ein Zehnteil der 
vollen Gebühr erhoben. Die Vorſchriften im § 59 Nr. 2 und 3, §.60 Nr. 2, Nr. 3 Satz 1, 
Nr. 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. 


(2) Werden Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden infolge der Eintragung 
anderer an ihre Stelle tretender Rechte dieſer Art gelöſcht, fo werden für die Löſchung Ge- 
bühren nur inſoweit erhoben, als der Geſamtbetrag der gelöſchten Rechte den Geſamtbetrag 
der neu eingetragenen Rechte überſteigt. 


43. Der 8 65 erhält folgende Faſſung: 25 1 
Für die Eintragung der Entlaſſung einzelner Grundſtücke aus der Mithaft werden fünf 
Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr beſtimmt ſich nach dem Werte des Rechtes 
oder des Grundſtücks, je nachdem der eine oder der andere der geringere iſt. Die Vorſchriften 
des § 59 Nr. 2 und Nr. 3 Abſ. 1 bis 3 finden entſprechende Anwendung. 
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44. Der 8 67 wird wie folgt geändert: 
a) Nr. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Für die Erteilung eines Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefes, eines 
Teilbriefes und eines neuen Briefes, einſchließlich des über die Erteilung im Grundbuch 
einzutragenden Vermerkes, werden fünf Zehnteile und für die Ergänzung des Auszugs 
aus dem Grun buche zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

b) Nr. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften des Grundbuchblatts werden, gleich- 
viel ob die Abſchrift das vollſtändige Grundbuchblatt oder nur einen Teil davon be⸗ 
trifft, zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, jedoch höchſtens 300 Mark. 

e) In Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „der im § 33 beſtimmten Gebühr“ die Worte 
„der vollen Gebühr“. 2 
45. Der § 8 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abf. iſt der Satz 2 zu ſtreichen. f 
b) Im Abſ. 2 treten im Satz 1 an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz A“ die Worte „die 
volle Gebühr /. i 
e) Im Abſ. 2 erhält Satz 2 folgende Faſſung: ; 

Die gleiche Gebühr wird erhoben für die Umſchreibung eines Kuxes in dem vom 
Gerichte geführten Gewerkenbuch auf einen neuen Erwerber, einſchließlich der dabei vor- 
kommenden Nebengeſchäfte. f . 

d) Hinter Abſ. 2 iſt folgende Vorſchrift als Abſ. 3 einzuſtellen: 
(3) Für die Erteilung einer beglaubigten Abſchrift aus dem Gewerkenbuch iſt die 
im § 67 Nr. 2 beſtimmte Gebühr zu erheben. Die Vorſchrift im § 67 Nr. 4 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 
46. Der § 69 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abf. 1 Satz 2 werden hinter den Worten „§ 60“ die Worte „Abſ. 1 Nr. 2“ eingeſchoben. 
b) Im Abſ. 1 Satz 3 werden die Worte „in dem über ein Bahngrundſtück geführten gerichtlichen 
Buche“ erſetzt durch die Worte „auf dem Grundbuchblatt eines Bahngrundſtücks /. 
47. Der 8 70 erhält folgende Faſſung: 
Neben den in dieſem Abſchnitte beſtimmten Gebühren werden die für Eintragungsanträge 
beſtimmten Stempel erhoben. 
48. Der § 71 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 tritt an die Stelle der Zahl „drei“ die Zahl „204, 
b) Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Die Einſicht der Landgüter- oder Höferolle iſt gebührenfrei. 
49. Der 8 72 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 1a werden die Zahlen „150, 75, 30, 15, 3“ durch die Zahlen „1500, 750, 300, 
150, 20” erſetzt. & 
Ferner find in Nr. 1a Abſ. 2 die Worte „nach dem Ermeſſen des Gerichts“ durch die 
die Worte „nach dem Ermeſſen der den Wert feſtſetzenden Dienſtſtelle“ zu erſetzen. 
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b) Sn 9 Nr. 1b find die Worte „jedoch mindeſtens 2 Mark / zu ſtreichen. 
c) Nr. 10 erhält folgende Faſſung: 

e) für die Löſchung der Firma drei Seßmteile & der Sätze zu a. 
d) Nr. 3a Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

a) für die Eintragung der Geſellſchaft ſowie für die Eintragung eines Beſchluſſes über 


Erhöhung oder 1 1 des Geſellſchaftskapitals die volle Gebühr mit der Maß⸗ 
gabe, daß mindeſtens das Zweifache der Sätze zu la zu erheben iſt. 


50. Im $ 73 Abf. find im Satz 2 die Worte „nach dem Ermeſſen des Gerichts“ durch die Worte 
„mach dem Ermeſſen der den Wert feſtſetzenden Dienſtſtelle“ zu erſetzen. 
51. Der § 75 wird wie folgt geändert: f 
a) Im Abſ. 1 find die Worte „mindeſtens aber 1,50 Mark“ zu ſtreichen. 
b) Im Abſ. 2 werden die Worte „1,50 Mark“ durch die Worte „20 Mark“ erſetzt. 


e) Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „des § 52 Abſ. 1“ die Worte „des § 52 Abſ. 1 
Nr. 2 und Abſ. 2, 


Im $ 76 find die Ziffern 1 und 2 zu ſtreichen, die Ziffern 3, 05 5 und 6 erhalten die Nrn. 1,2, 
3 und 4. 3 
53. Der $77 wird wie folgt geändert: 


Im Abſ. 1 unter a treten an die Stelle der W „der Gchührerſat B des 8.57 die 
Worte: „die volle Gebühr / 5 


54. Im 8 78 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „der Gebührenſat A des § 574 die Worte 
a „die volle Gebühr“. ö 
55. Der 8 79 wird wie folgt geändert: 
a) Die Nrn. 1 und 2 des Abf. 1 erhalten folgende Faſſung: 
1. für die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregiſter, einſchließlich der Verhandlungen 
zur Feſtſtellung ihrer Vorausſetzungen, ſowie für die Eintragung von Veränderungen, 
einſchließlich aller ihnen vorausgehenden Verhandlungen, ohne Unterſchied, ob dabei 
das Schiff auf ein neues Blatt eingetragen wird oder nicht, fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr; 
b) die bisherige Nr. 3 im Abſ. 1 wird Nr. 2. 


56. Der § 80 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 1 wird geſtrichen. 

b) Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Vorſchriften des § 16 des Reichsgeſetzes vom 6. 1 1875 über die Be⸗ 

urkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung (Reichsgeſetzbl. S. 23) finden 

auf die nach Maßgabe landesgeſetzlicher Vorſchriften geführten und bei den Gerichten 


aufbewahrten Standesregiſter oder Kirchenbücher mit der Maßgabe Anwendung, daß 
an Gebühren zu erheben ſind: 5 


Sr 
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1. für Vorlegung der Regiſter zur Einſicht, und zwar für jeden Jahrgang 3 Mark, 
für mehrere Jahrgänge zuſammen jedoch höchſtens EEE 
Dabei gelten das Geburts-, Heirats⸗ und Sterberegiſter eines Jahres im Sinne 
dieſer Vorſchrift zuſammen als ein Jahrgang; 

2. für jeden beglaubigten Auszug aus den Regiſtern mit Einſchluß der Schreib⸗ 
büh nun 8 6 Mark, 
und wenn ſich der Auszug auf mehrere Eintragungen bezieht und das 
Nachſchlagen von mehr als einem Jahrgange der Regiſter erfordert, 
für jeden weiter nachzuſchlagenden Jahrgang VTV 2 * 
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57. Der 881 wird wie folgt geändert: f i 
a) Im Abſ. 1 Satz 1 werden die Worte „der im § 57 beſtimmte Gebührenſatz B“ durch die 
Worte „die volle Gebühr“ erſetzt. Satz 2 wird geſtrichen. 
b) Im Abſ. 2 werden die Worte „jedoch nicht mehr als vier Zehnteile des im § 57 beſtimmten 
Gebührenſatzes B“ geſtrichen. 
e) Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „drei Zehnteile des im $ 57 beſtimmten Gebühren⸗ 
ſatzes B“ die Worte „fünf Sehnteile der vollen Gebühr“. 
Ferner werden daſelbſt im Satz 1 die Worte „ſofern nicht ein neuer Erbſchein erteilt 
iſt“ ſowie Satz 2 geſtrichen. 
d) Im Abſ. 5 
1. erhält Satz 1 folgende Faſſung: 

Wird dem Nachlaßgericht glaubhaft gemacht, daß der Erbſchein nur zur Verfügung 
über Grundſtücke oder im Grundbuch eingetragene Rechte gebraucht wird, und wird 
beantragt, die Ausfertigung des Erbſcheins dem Grundbuchamte zur Aufbewahrung bei 
feinen Akten zu überſenden, fo werden die in Abſ. 1 und 2 beſtimmten Gebühren nur 
nach dem Werte der im Grundbuche des Grundbuchamts eingetragenen Grundſtücke und 
Rechte berechnet, über die auf Grund des Erbſcheins verfügt werden kann. 

2. wird folgender Satz 2 eingeſchaltet: : 

Wird mehreren Grundbuchämtern eine Ausfertigung zur Aufbewahrung über⸗ 
ſandt, ſo iſt der Geſamtwert der in den Grundbüchern eingetragenen Grundſtücke und 
Rechte maßgebend. 

3. werden im letzten, nunmehr 3. Satze an die Stelle der Worte „des Abſ. 1 Satz 1 und 
Abſ. 2“ die Worte geſetzt „der Abſ. 1 und 2%. 
e) Im Abf. 7 find am Schluſſe des Satzes 1 folgende Worte einzuſchalten: 
in den übrigen Fällen findet auf die Berechnung des Wertes die Vorſchrift des § 23 
Abſ. 1 entſprechende Anwendung. : 
Satz 4 daſelbſt iſt zu ſtreichen. 
58. Hinter § 81 iſt folgende neue Vorſchrift als $ 81a einzuftellen: 


(1) Für die amtliche Verwahrung einer Verfügung von Todes wegen werden bei der 
Annahme zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 
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(2) Fünf Sehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 

1. für die Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen. Die Erteilung beglaubigter Ab- 
ſchriften iſt gebührenfrei, dagegen find Schreibgebühren zu erheben; 

2. für die Rückgabe einer Verfügung von Todes wegen. Dieſe Gebühr fällt fort, wenn 
zum Erſatz der zurückgegebenen Verfügung eine neue Verfügung von Todes wegen in 
amtliche Verwahrung gegeben worden iſt oder gleichzeitig gegeben wird. 

) Die Vorſchriften des § 44 Abſ. 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. Von 
dem für die Berechnung der Gebühren maßgebenden Werte des Gegenſtandes werden die 
Schulden abgezogen. 

59. Im 8 82 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „drei Zehnteile der im $ 33 beſtimmten Ge⸗ 
bühr bis zum Höchftbetrage von 10 Mark“ die Worte „zwei Sehnteile d der vollen Gebühr bis 
zum Höchſtbetrage von 50 Mark“. 

Ferner erhält der § 82 folgenden neuen Abſatz: 
(2) In den Fällen des Abſ. 1 Satz 2 werden für die im Verfahren vor Gericht ab⸗ 
gegebenen eidesſtattlichen Verſicherungen die Gebühren des § 49 Nr. 2 erhoben. 


60. Im § 83 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „an dieſelben der im $ 57 beſtimmte Gebühren⸗ 
ſatz B“ die Worte „an ſie, die volle Gebühr“. 


61. Der § 84 wird wie folgt geändert: 

(1) Für die Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft, bei der es ſich nur um eine Fürſorge⸗ 
tätigkeit des Pflegers für einzelne Angelegenheiten handelt, ſowie einer Abweſenheitspflegſchaft 
nach $ 88 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die volle 

Gebühr erhoben. 

(2) Auf die Anordnung einer Nachlaßverwaltung oder einer ſonſtigen Nachlaßpflegſchaſt t 

finden die Vorſchriften des § 92 Nr. 1 und 2 Anwendung. 

(3) Die Gebühren des Abſ. 1 und 2 richten fi) nach dem Werte des Nachlaffes oder des 
Anteils des Abweſenden zur Zeit der Anordnung. Für die Berechnung der Gebühr des $ 92 
Nr. 2 im Falle des Abſ. 2 iſt der Nachlaßbeſtand maßgebend, der bei Beginn des Zeitraums, 
für den Rechnung zu legen iſt, unverteilt vorhanden iſt. 

Auf die Gebühren für die Nachlaßpflegſchaft wird die im § 83 Abſ. 1 beſtimmte Gebühr 
angerechnet, wenn die Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes eingeleitet wird. 

(4) Die Vorſchriften des § 91 Abſ. 2, der 88 93 und 95 gelten entſprechend. 


62, In Abſ. 1 und 3 des $ 86 treten an die Stelle der Worte „des im § 57 beſtimmten Gebühren⸗ 
ſatzes B“ die Worte „der vollen Gebühr“. Im Abſ. 1 wird der Satz 2 geſtrichen. 
63. Der § 87 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „wird ein Zehnteil der Sätze des $ 123“ die Worte 
„werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr“. 
b) Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „ein Zehnteil der Sätze des § 123“ die Worte 
fünf Zehnteile der vollen Gebühr“ und an die Stelle der Worte „zwei Hundertteile dieſer 
Sätze“ die Worte „ein Zehnteil der vollen Gebühr“. 
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64. Im 8 89 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „des im § 57 beſtimmten Gebührenſatzes B“ 
i die Worte „der vollen Gebühr“. s 


65. Im § 91 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „die im § 33 beſtimmte Gebühr“ die Worte 
„die volle Gebühr /. g 


66. § 92 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
An die Stelle der Worte „von je 500 Mark eine Mark“ treten die Worte „von je 
1000 Mark 8 Mark“ und an die Stelle der Worte „von je 400 Mark eine Mark“ die Worte 
„von je 1000 Mark 10 Mark“. Ferner iſt dem Abſ. 1 folgender Satz anzuſchließen: 
Die für Beträge von je 1000 Mark beſtimmten Gebühren werden auch für die 
nur angefangenen Beträge voll in Anſatz gebracht. 
67. Im 5 94 Abſ. 1 werden die Worte „Drei Zehnteile der Sätze des § 123 werden erhoben“ 
durch die Worte „Die volle Gebühr wird erhoben“ erſetzt. 
68. Der 8 95 wird wie folgt geändert: f 
a) Im Abſ. 2 wird die Zahl „1000“ durch die Zahl „20 000“ erſetzt. An die Stelle der Worte 
„Pauſchſätze, Schreibgebühren und Rechnungsgebühren“ treten die Worte „Schreib⸗ und 
Rechnungsgebühren “. 5 5 
b) Im Abf. 3 wird das Wort „Bundesſtaats“ durch das Wort „Landes“ erſetzt. 
69. In der Überſchrift zum ſiebenten Abſchnitt iſt das Wort „Fideikommiſſe“ zu ſtreichen. 
70. Der § 96 wird wie folgt geändert: a 
a) Nr. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

1. Für die Beaufſichtigung von Stiftungen werden jährlich nach dem Betrage des Ver⸗ 
mögens ($ 92 Nr. 3) zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Soweit beim Gericht 
eine Rechnungslegung über die Verwaltung des Vermögens ſtattfindet, wird die volle 
Gebühr erhoben. Dabei wird das angefangene Kalenderjahr ſowohl am Anfang als 

auch am Ende der Beaufſichtigung voll gerechnet. a 

b) Die bisherige Nr. 3 erhält die Nr. 2. Daſelbſt werden die Worte „werden fünf Zehnteile der 

im § 123 beſtimmten Gebühr“ durch die Worte „wird das Zweifache der vollen Gebühr“ 
erſetzt. 

71. Im 898 treten an die Stelle der Worte „werden drei Zehnteile der Sätze des § 123“ die 

Worte „wird die volle Gebühr“. f 


72. Im 8 99 werden die Worte „der im $ 33 beſtimmten Gebühr“ durch die Worte „der vollen 
Gebühr“ erſetzt. 


73. In § 100 werden die Worte „die im § 33 beſtimmte Gebühr“ durch die Worte „die volle 


Gebühr“ erſetzt. 


74. Im 8 101 treten an die Stelle der Worte „werden drei Sehnteile der Sätze des § 123“ die 
Worte „wird das Zweifache der vollen Gebühr“ und an die Stelle der Worte „werden da- 
neben zwei Zehnteile der Sätze des 8123“ die Worte „wird daneben die volle Gebühr“. 


Im $ 102 werden im Satz 1 die Worte „ſind“ und „drei Zehnteile der Sätze des $ 123“ durch 
die Worte „iſt“ und „das Zweifache der vollen Gebühr“ erſetzt. 


2 


* 
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76. Im $103 werden die Worte „werden in jeder Inſtanz die Sätze des $ 123” durch die Worte 
„wird in jeder Inſtanz das Dreifache der vollen Gebühr“ erſetzt. 


77. Im § 104 treten an die Stelle der Worte „werden“ und „drei Zehnteile der Sätze des § 123“, 


die Worte „wird“ und „das Zweiſache der vollen Gebühr“. 


78. Der § 105 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 Nr. 2 treten an die Stelle der Worte „ein Zehnteil der Sätze des § 123, jedoch 
nicht über 10 Mark“ die Worte „fünf Zehnteile der vollen Gebühr, jedoch nicht über 50 Mark“. 
b) Im Abſ. 1 Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „zwei Zehnteile der erwähnten Sätze, je- 
doch nicht über 20 Mark“ die Worte „die volle Gebühr, jedoch nicht über 100 Mark“. 


= 79. Im § 107 werden die Worte „drei Zehnteile der im $ 33 beſtimmten Gebühr“ durch die Worte 
SE „fünf Zehnteile der vollen Gebühr“ erſetzt. 


80. Der § 108 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 1 wird hinter Satz 2 folgender Satz eingeſchoben: 
Die Vorſchrift in Satz 1 gilt ferner nicht für die Aufnahme von Anmeldungen zum 
Handels-, Vereins- und Güterrechtsregiſter. 
Ferner iſt in dem bisherigen Satze 3 daſelbſt das Wort „Bundesſtaats“ durch das Wort 
„Landes“ zu erſetzen. 

b) Die Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 

a Soweit nicht beſondere Vorſchriften getroffen ſind, werden im Falle der Zurück⸗ 
nahme eines Antrags, bevor auf ihn eine Entſcheidung ergangen ift oder die beantragte 
Verhandlung ſtattgefunden hat, zwei Zehnteile der vollen Gebühr, höchſtens jedoch 
50 Mark, für die Zurückweifung eines unbegründeten oder unzuläſſigen Antrags fünf 
Zehnteile der vollen Gebühr, höchſtens jedoch 100 Mark, erhoben. In beiden Fällen 
darf die Gebühr, die für die beantragte Verhandlung oder Entſcheidung zu erheben 
geweſen wäre, nicht überſchritten werden. Im Falle einer teilweiſen Zurücknahme oder 
Zurückweiſung eines Antrags iſt die Gebühr für die Zurücknahme oder Zurückweiſung 
nur inſoweit zu erheben, als die Gebühr für die Erledigung des ganzen Antrags die’ 
Gebühr für die teilweiſe Erledigung überſteigt. 

c) Nr. 3 erhält folgende Faffung: 

(1) Für die Entſcheidung, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, in der 
Beſchwerdeinſtanz werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, ſoweit die Be— 

3 ſchwerde als unzuläſſig verworfen oder zurückgewieſen wird oder die Koſten des Ver⸗ 
f fahrens einem Gegner zur Laſt fallen. Inſoweit dies nicht der Fall iſt, werden keine 
Gebühren erhoben. Dieſe Vorſchrift gilt entſprechend bei Anträgen auf Anderung einer 

Entſcheidung des beauftragten oder erſuchten Nichters oder des Gerichtsſchreibers. 

(2) Wird die Beſchwerde zurückgenommen, bevor eine gebührenpflichtige Ent⸗ 
ſcheidung ergangen iſt, jo werden zwei Sehnteile der vollen Gebühr erhoben. Be- 
trifft die Zurücknahme nur einen Teil des Beſchwerdegegenſtandes, während über einen 
anderen Teil entſchieden wird, jo iſt die Gebühr für die Zurücknahme nur inſoweit 
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zu erheben, als die Beſchwerdegebühr ſich erhöht haben würde, wenn die Entſcheidung 
auf den zurückgenommenen Teil erſtreckt worden wäre. a 
(3) Als Beſchwerde im Sinne dieſes Geſetzes iſt auch die Anrufung einer Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts nach Artikel 51 Abſ. 2 des Preußiſchen Geſetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit anzuſehen. 
(4) Auf die Berechnung des Wertes ift die Vorſchrift des § 23 Abſ. 1 ent⸗ 
ſprechend anwendbar. f 
81. Im § 109 find hinter den Worten „Abſ. 1“ die Worte „Nr. 2 und Abſ. 2“ einzufchalten. 
82. Im 5 110 werden die Beträge „1 Mark“ und „20 Mark“ durch die Beträge „20 Mark“ und 
„300 Mark“ erſetzt. d 
83. Im § 112 Abſ. 1 Nr. 2 find die Worte „einſchließlich der mit dieſen Gebühren auf Grund 
des Geſetzes vom 21. Juni 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 577) zu erhebenden Reichsabgabe“ zu 
ſtreichen. In Nr. 5 daſelbſt ift das Wort „Reiſekoſten“ durch das Wort „Fahrkoſten“ zu erſetzen. 
Die Nr. 8 daſelbſt erhält folgende Faſſung: f 
8. die Koſten eines Transports von Tieren und Sachen ſowie der Verwahrung von 
Sachen und Fütterung von Tieren. e 
84. Der § 113 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: ; i 
Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durch⸗ 
ſchnittlich 15 Silben enthält, 10 Mark, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem 
Wege ſtattgefunden hat. a 3 
Am Schluſſe des Abſ. 1 wird folgender Satz zugefügt: a 
Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, bei einer erheblichen Veränderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe die Schreibgebühr zu erhöhen oder zu ermäßigen. 
b) Abſ. 2 Satz! erhält folgende Faſſung: 
; Neben den Schreibgebühren ift unbeſchadet der Beſtimmungen im § 56 für Aus⸗ 
fertigungen oder beglaubigte Abſchriften ſtempelpflichtiger Urkunden der tarifmäßige 
Stempel zu erheben. ö 
e) Folgende Vorſchrift iſt als neuer Abſatz einzuſtellen: 5 
(3) Bei Beurkundung von zweiſeitigen Rechtsgeſchäften find zwei Ausferti- 
gungen oder Abſchriften, bei ſonſtigen Beurkundungen iſt eine Ausfertigung oder Ab⸗ 
ſchrift ſchreibgebührenfrei. Die Beſtimmungen des Abſ. 2 über Erhebung des tarif- 
mäßigen Stempels finden Anwendung. Gegen die Entſcheidung über Erinnerungen, 
welche die Frage betreffen, ob der Anſpruch der Partei auf Erteilung einer ſchreib⸗ 
gebührenfreien Ausfertigung oder Abſchrift gerechtfertigt iſt, iſt die Beſchwerde nicht 
zuläſſig. 
85. Der § 114 Abſ. 1 wird geſtrichen. 
86. Der § 115 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 1 Abſ. 1 und 2 wird das Wort „Reiſekoſten“ durch das Wort „Jahlrkoſten“ 
erſetzt. : 
b) Die Nr. 2 ift zu ſtreichen und Nr. 3 wird Nr. 2. 
Sefegfammlung 1922. (Nr. 1237612378). 61 
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87. Im 8 116 treten an die Stelle der Zahlen „6“ und „4“ die Zahlen „(54 und „50% und das 
Wort „Reiſekoſten“ wird durch das Wort „Fahrkoſten“ erſetzt. 
88. Der $ 117 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 Satz 1 treten an die Stelle der Zahlen „1“ und „2,50“ die Zahlen „50 / und 
„100 /. Abſ. 1 erhält folgenden Schlußſatz: 
Die Vorſchrift des § 113 Abſ. 1 Satz 5 gilt entſprechend. 
b) Im Abſ. 2 wird das Wort „Vormundſchaftsſachen“ durch die Worte „Vormundſchafts⸗, 
Pflegſchafts⸗ und Beiſtandſchaftsſachen“ erſetzt. 
e) Ferner treten an die Stelle der Worte „300 Mark“ und „15 000 Mark“ die Worte „1500 
Mark“ und „40 000 Mark /. 
89. Im 8 118 Abſ. 1 iſt vor die Zahl „8“ die Sahl „7“ zu ſetzen. 
90. Der § 119 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 2 tritt an die Stelle des Wortes „Königlichen“ das Wort „ſtaatlichen “. 
b) Im Abſ. 3 find hinter den Worten „(Geſetzſamml. S. 59)“ einzuſchieben die Worte „in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1899 (Geſetzſamml. S. 404 / 
91. Der § 120 wird wie folgt geändert: 
a) Im Satz 1 ift hinter den Worten „(Geſetzſamml. S. 222)“ einzuſchieben „in der Faſſung 
des Geſetzes vom 14. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 103) “,. 
b) In Nr. 1 treten an die Stelle der Worte „vier Zehnteile“ die Worte „acht Zehnteile“ und 
in Nr. 2 an die Stelle der Worte „zwei Zehnteile“ die Worte „fünf Zehnteile “. 
e) In Nr. 3 werden die Worte „höchſtens 5 Mark“ durch die Worte „höchſtens 80 Mark“ 
erſetzt. 
92. Im § 121 werden die Worte „wird ein Zehnteil der im § 123 beſtimmten Gebühr“ durch 
die Worte „werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr“ erſetzt. 


93. Im § 122 werden hinter den Worten „nur bare Auslagen“ die Worte „nach Maßgabe des 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes und Poſtgebühren“ eingeſchoben. 

94. Der § 123 wird geſtrichen. 

95. Im § 124 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „Zwei Zehnteile der vollen Gebühr wer— 


den“ die Worte „Die volle Gebühr wird“. Außerdem werden im Abſ. Satz 2 hinter dem 
Worte „Zinſen“ die Worte „und Koſten“ eingeſchoben. N 
96. Der § 125 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abſ. 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte „zwei Zehnteile“ durch die Worte „die volle 
Gebühr“, 

b) im Abſ. 1 Nr. 3 die Wörte „ein Zehnteil“ durch die Worte „fünf Zehnteile “, 

e) im Abſ. 1 Nr. 4 die Worte „fünf Zehnteile“ durch die Worte „das Zweifache“, 

d) im Abf. 2 die Worte „wird ein Zehnteil“ durch die Worte „werden fünf Zehnteile“ und 

e) im Abſ. 5 die Worte „werden zwei Zehnteile der vollen Gebühr“ durch die Worte „wird 
die volle Gebühr“ 
erſetzt. 


— 353 — 


97. Der § 126 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „der im 8 33 beſtimmten Gebühr“ die Worte 
„der vollen Gebühr /. a 5 
b) Im Abſ. 2 wird Satz 2 geſtrichen. 
c) Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Im Falle der Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemein⸗ 
ſchaft bleibt bei der Berechnung der Gebühren der Teil des Meiſtgebots außer Be⸗ 
tracht, der auf den dem Erſteher bereits zuſtehenden Anteil an den verſteigerten Gegen⸗ 
ſtänden fällt. Im Falle der Gemeinſchaft unter Miterben gilt im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift jeder Miterbe als Miteigentümer nach Verhältnis ſeines ideellen Anteils am 
Nachlaſſe. 

98. Im 8 130 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „werden“ und „fünf Zehnteile“ die Worte 
„wird“ und „das Zweifache“. 

99. Im 8 134 werden die Worte „werden ſechs Zehnteile“ durch die Worte „wird das Drei⸗ 
fache“ und die Worte „vier Zehnteile“ durch die Worte „das Zweifache“ erſetzt. 

100. Im 5 135 Satz 1 werden die Worte „der 68 45 und 46 des Deutſchen Gerichtskoſtenge⸗ 
ſetzes“ durch die Worte „des § 108 Nr. 3“ und im Satz 2 die Worte „des 8 45 a. a. O.“, 
durch die Worte „des § 108 Nr. 3 Abſ. 1“ erſetzt. 


101. Im § 141 find die Sätze 2 und 3 zu ſtreichen. 
Satz 4 erhält folgende Faſſung: 5 N 
Die Vorſchriften der §8 8, 12, 13, 16 Abs. 2 dieſes Geſetzes gelten auch für die nach 
dem Geſetze vom 22. Juni 1875 zu erhebenden Abgaben. a 
102. Im § 142 Abſ. 1 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „1. Oktober 1910“ die Worte 
„1. Dezember 19227. 
Satz 2 iſt zu ſtreichen. a 
Abſ. 3 Halbſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
Die Vorſchriften der 8813 und 17 treten auch für die früher fällig gewordenen Koften 
in Rraft. 


103. Der § 144 erhält folgende Faſſung: 
() Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf die Angelegenheiten der Juſtizver⸗ 
waltung, ſoweit nicht nachſtehend in Abſ. 2 bis 5 anderweite Beſtimmungen getroffen ſind. 
2) Es werden erhoben: 
1. das Zweifache der vollen Gebühr: N 
a) für die Bewilligung der Befreiung von dem Ehehinderniſſe des Ehebruchs ($ 1312 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs) ) 5 ER 
b) für die Bewilligung der Befreiung von der Beibringung der für Ausländer 
vorgeſchriebenen Zeugniſſe bei der Eheſchließung (Artikel 43 88 1, 4 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche) ar ABI rn 
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e) für die Genehmigung zur Anderung von Familiennamen (Verordnung vom 
3. November 1919, Geſetzſamml. S. 177), ſoweit es ſich nicht um die Ummand- 
lung eines fremdſprachigen in einen deutſchen Namen handelt; 
2. die volle Gebühr: 
a) für die Bewilligung der Befreiung von dem Ehehinderniſſe der mangelnden 
Ehemündigkeit ($ 1303 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
b) für die Genehmigung zur Anderung von Vornamen (Allgemeine Verfügung 
vom 21. April 1920, Juſtiz⸗Miniſterialbl. S. 166). 
(3) Es werden erhoben: d a 
a) für die Zurückweiſung eines unbegründeten oder unzuläſſigen Antrags in den 
Fällen des Abſ. 2 Nr. 1 und 2 die Hälfte der dort beſtimmten Gebührenſätze ; 
b) im Falle der Zurücknahme eines Antrags, bevor auf ihn eine Entſcheidung ergangen 
iſt, zwei Zehnteile der vollen Gebühr, jedoch nicht mehr als 50 Mark. 
(4) Auf die Berechnung des Wertes findet in den Fällen der Abſ. 2 und 3 der § 23 
Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 


koſtenfrei. a 

(6) Über Erinnerungen und Beſchwerden gegen den Koſtenanſatz und die Wertfeſtſetzung 
in den in Abſ. 2 bis 4 bezeichneten Fällen wird im Aufſichtswege entſchieden. Im übrigen 
finden die $$ 1, 2, 4 bis 6, 10 Ab. 1, 88 11 bis 14, 16 bis 20, 23, 30, 31 bis 33 ſowie die Vor⸗ 


kann nähere Ausführungsvorſchriften erlaſſen. 


Artikel II. 
Soweit in Landesgeſetzen auf Vorſchriften des Preußiſchen Eerichtskoſtengeſetzes verwieſen iſt, die 
durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 
Das Geſetz über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher 


bruar, 24. Juli und 30. September 1922 (Geſetzſamml. 1920 S. 155 und 540, 1922 S. 34, 191 und 301) 
wird aufgehoben. f 
: Artikel III. 

Iſt eine Auflaſſung, ein Eigentumsübergang, eine Eintragungsbewilligung oder eine Anmeldung 
zu einem gerichtlichen Regiſter vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gerichtlich oder notariell beurkundet, 
ſo ſind für die auf Grund dieſer Beurkundung erfolgenden Eintragungen im Grundbuch oder einem ge⸗ 
richtlichen Regiſter die Gerichtsgebühren nach den vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geltenden geſetz 
lichen Beſtimmungen zu erheben, wenn die Eintragung innerhalb dreier Monate nach dem Inkraftreten 
des Geſetzes bewirkt wird. 


Artikel IV. 
Zu ſämtlichen Gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, mit Ausnahme der Gebühren der 
88 92 und 120, tritt ein Teuerungszuſchlag von 400 vom Hundert zur Mindeſtgebühr des § 32 ein 
5 ' 9 


(5) Entſcheidungen der Aufſichtsbehörden über Erinnerungen und Beſchwerden find 


und zu den Gerichtskoſten vom 29. April 1920 in der Faſſung der Geſetze vom 10. Dezember 1920, 10. Fe⸗ 


Be 


ſchriften des zehnten Abſchnittes des erſten Teiles finngemäß Anwendung. Der Juſtizminiſter 5 
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ſolcher von 650 vom Hundert hinzu. Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, dieſen Teuerungszuſchlag 


entſprechend den Veränderungen des Dienſteinkommens der Beamten zu ändern. Die Verfügung des 
Staatsminiſteriums iſt dem Landtage vorzulegen. 


Artikel v. 
Für das Gebiet des ehemaligen rheiniſchen Rechts tritt an die Stelle der Vorſchrift im $ 88 Ziffer 5 
folgende Beſtimmung: 

Für die Beurkundung einer Auflaſſung wird das Zweifache der vollen Gebühr erhoben, 
wenn nicht gleichzeitig das zugrundeliegende Rechtsgeſchäft beurkundet wird. Iſt das Rechts- 
geſchäft bereits früher beurkundet worden, ſo ermäßigt ſich die Gebühr für die Beurkundung 
der Auflaſſung auf fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 


Artikel VI. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, den Text des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, wie er ſich aus 
den im Artikel 1 dieſes Geſetzes beſtimmten Anderungen ergibt, unter fortlaufender Nummernfolge der 
Paragraphen und ziffernmäßiger Bezeichnung der einzelnen Abſätze der Paragraphen mit dem Datum 
des vorliegenden Geſetzes durch die Geſetzſammlung bekanntzumachen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. Oktober 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. am Zehnhoff, 
zugleich für den Finanzminiſter. 


(r. 12377). Geſetz, betreffend Abänderung der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 (Gefetz⸗ 
ſamml. S. 233). Vom 28. Oktober 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Die Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. 1910 S. 233, 1917 S. 17, 1918 
S. 128, 1920 S. 155 und S. 540) wird dahin geändert: 
1. Im § 3 Abſ. 1 Satz! treten an die Stelle der Worte „1,50 Mark“ die Worte „zwanzig Mark“. 
Satz 2 wird geſtrichen. 
2. Im 8 4 werden hinter die Worte „§ 33“ die Worte „Abſ. 2“ eingeſchoben. 
3. Im $ 5 werden die Worte „und der $ 67 Nr. 1“ und „für die Tätigkeit des Richters“ geſtrichen. 
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4. Der $6 erhält folgende Faſſung: 
Für Beurkundungen am Krankenlager, an Sonntagen und den ſtaatlich aner⸗ g 
kannten Feſttagen ſowie in der Zeit von 7 Uhr abends bis 8 Uhr morgens erhält der f 
Notar außer den ihm ſonſt zuſtehenden Gebühren zuſätzlich noch fünf Sehnteile der vollen | 
Gebühr. Die Zuſatzgebühr darf die für das Geſchäft ſelbſt zu erhebende Gebühr nicht ; 
überſteigen. Treffen mehrere dieſer Vorausſetzungen zuſammen, fo wird diefe Zuſatz⸗ f 
gebühr nur einmal erhoben. 5 
5. Hinter $ 6 iſt folgende Vorſchrift als § 6a neu einzuſtellen: ö 
Für die Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs erhält der Notar fünf Zehnteile 
der vollen Gebühr. Im Fall der Herſtellung eines Geſamtbriefs finden die Vorſchriften 
des § 59 Nr. 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende Anwendung. Bei 
der Herſtellung eines gemeinſchaftlichen Briefes (§ 66 der Grundbuchordnung) werden | 
die Werte der einzelnen Hypotheken oder Grundſchulden zuſammengerechnet. s 


6. Im 97 werden die Worte „drei Zehnteile“ durch die Worte „fünf Zehnteile“ erſetzt. 5 
7. Im 99 Abf. 1 werden die Worte „Legaliſationen“ bis „können“ durch folgende Worte erſetzt: 
„Legaliſationen, für die Einſendung einer von dem Notar aufgenommenen Urkunde 


1 
ſowie für die Erledigung von Beanſtandungen eines von dem Notar eingereichten oder g 
in einer von ihm eingeſandten Urkunde enthaltenen Antrags können“. 3 


8. Im $10 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „das Zweifache des im § 57 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten Gebühren ſatzes B“ die Worte „das Dreifache der vollen 
Gebühr“. Ferner find im Satz 2 die Worte „fo ermäßigt ſich die Gebühr auf die Hälfte“ 
zu erſetzen durch die Worte „ſo erhält der Notar das Zweifache der vollen Gebühr“. f 

Hinter dem Abf. 2 des § 10 iſt folgender neuer Abſatz einzuſchieben: 

Neben den im Abf. 1 beſtimmten Gebühren werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr E 
erhoben, wenn ſich ein Beteiligter in einer fremden, im Gerichtsbezirk nicht gebräuch⸗ 
lichen Sprache erklärt. Die Zuſatzgebühr ſowie die durch die Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers entſtandenen Auslagen fallen dem Beteiligten zur Laſt, der die Zuziehung 
des Dolmetſchers oder die Verhandlung in der fremden Sprache veranlaßt hat. 


9. Im § 11 Abſ. 1 erhält Satz 1 von den Worten „fünf Zehnteile der für das Geſchäft beſtimmten N 
Gebühr“ ab folgende Faſſung: 
fünf Zehnteile der vollen Gebühr bis zu einem Höchſtbetrage von 300 Mark; jedoch 
darf die Gebühr, die für das bezweckte Geſchäft zu erheben geweſen wäre, nicht über⸗ 
ſchritten werden. i 5 
Im Abf. 2 werden die Worte „drei Zehnteile“ durch die Worte „zwei Zehnteile“ und 
die Zahl „10“ durch die Zahl „100 / erſetzt. 


10. Im 8 12 treten an die Stelle der Worte „ſo iſt für die Aufſuchung 1,50 Mark zu entrichten! 
die Worte „ſo ſind für die Aufſuchung, wenn es ſich um eigene Urkunden des Notars han⸗ 
delt, 2 Mark, bei anderen verwahrten Urkunden 3 Mark für jedes Jahr, auf das ſich die Auf- 
ſuchung erſtreckt, in beiden Fällen mindeſtens jedoch 6 Mark zu entrichten”, 


a 


— 388 — 


11. Der § 13 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 1 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 
Für Empfang, Verwahrung und Auszahlung von Geldern erhält der Notar: 

1. im Falle des Empfangs zum Zwecke der Auszahlung an dritte Perſonen für 
Rechnung des Auftraggebers vom Betrage bis 100 Mark einſchließlich 3 Mark 
und ferner 1 Mark für jede angefangenen 100 Mark des weiteren Betrags bis 
1000 Mark, für jede angefangenen 200 Mark des weiteren Betrags bis 10 000 Mark 
und für jede angefangenen 500 Mark des Mehrbetrags; 

b) Hinter Abſ. 1 wird folgende neue Vorſchrift als Abſ. 2 eingefügt: 
(2) Die Gebühr des Abſ. 1 wird auch dann erhoben, wenn der Empfang 
oder die Auszahlung im Banküberweiſungs⸗, Giro- oder Poſtſcheckverkehr erfolgt. 
e) Der bisherige Ab. 3 erhält folgende Faſſung: 
(3) Für Empfang, Verwahrung und Ablieferung von Wertpapieren ſind 
die Gebühren des Abſ. 1 nach Maßgabe des Wertes zu erheben. 


d) Im bisherigen Abſ. 5 werden die Worte „Abi. 1 Satz 2“ durch die Worte „Abſ. 2“ 
erſetzt. 


12. Im § 14 Abſ. 1 werden die Worte geen und“ geſtrichen and im Abſ. 2 treten an die 
Stelle der Worte „1 Mark“ die Worte „5 Mark“. 


13. Im § 15 werden die Worte „Tagegelder und“ geſtrichen. 


14. Im § 17 werden erſetzt: 


a) die Worte „7 500 Mark“ und „30 000 Mark“ durch die Worte „10 000 Mark“ und 
„50 000 Mark“; 
b) die Worte „1 Prozent“ durch die Worte „drei vom Hundert“, 
die Worte „½ Prozent“ durch die Worte „einundeinhalb vom Hundert“, 
die Worte „½¼ Prozent“ durch die Worte „drei Viertel vom Hundert “. 
15. Der § 19 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 2 erhalten Satz 1 und 2 folgende Faſſung: 

Die Koſten des Schreibwerks werden in der Regel nicht durch Schreibgebühren 
erſetzt. Nur für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften, die auf beſonderen Antrag 
erteilt werden oder für Finanzbehörden beſtimmt ſind, erhält der Notar Schreib⸗ 
gebühren, jedoch hat bei Beurkundungen und Entwürfen von zweiſeitigen Rechts⸗ 
geſchäften die Erteilung von je zwei Ausfertigungen oder Abſchriften und bei 
ſonſtigen Beurkundungen die Erteilung je einer Ausfertigung oder Abſchrift ſchreib⸗ 
gebührenfrei zu erfolgen. Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die mindeſtens 
zweiunddreißig Zeilen von durchſchnittlich fünfzehn Silben enthält, zehn Mark, 
auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat.“ 

b) Am Schluſſe des Abſ. 2 wird folgender Satz zugefügt: 
Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, bei einer erheblichen Veränderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe die Schreibgebühr zu erhöhen oder zu ermäßigen. 


San 


c) Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: N 
(3) Von den Poſtgebühren des Notars ſind nur Telegraphengebühren, die 

im Fernverkehre zu entrichtenden Fernſprechgebühren, die im Verkehre mit dem 
Ausland entſtehenden Gebühren und die Überſendungsgebühren für Ausferti⸗ 
gungen, Abſchriften und vorgeſchriebene Mitteilungen, die für Finanzbehörden 
beſtimmt ſind, zu berechnen. 

16. Der § 20 wird geſtrichen. 

17. Im $ 21 tritt an die Stelle der Worte „demſelben Tagegelder und“ das Wort „ihm /. 

18. Der 8 22 erhält folgende Faſſung: 5 


Für jeden bei einer notariellen Beurkundung zugezogenen Zeugen kann die dieſem 
gezahlte Gebühr in Rechnung geſtellt werden. 


19. Der § 25 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 1 bis 4 erhalten folgende Faſſung: 

(1) Der Präſident des Landgerichts, in deſſen Bezirk der Notar ſeinen 
Amtsſitz hat, kann die Berechnung der Gebühren und Auslagen des Notars und 
den von dieſem in Anſatz gebrachten Wert des Gegenſtandes von Amts wegen 
berichtigen. 

(2) Auf Antrag des Zahlungspflichtigen ſetzt der Präſident des Landgerichts, 
in deſſen Bezirk der Notar ſeinen Wohnſitz hat, die Gebühren und Auslagen des 
Notars feſt. Der Notar kann die Feſtſetzung beantragen, wenn der Zahlungs⸗ 
pflichtige gegen die Höhe der berechneten Gebühren und Auslagen oder gegen den 
in Anſatz gebrachten Wert des Gegenſtandes Erinnerungen erhoben hat. 

(3) Die Beſtimmungen in Abſ. 1 und 2 finden keine Anwendung auf die 
im § 16 vorgeſehene Vergütung des Notars. 

(4) Der Landgerichtspräſident entſcheidet nach Anhörung der Beteiligten; 
die Entſcheidung ergeht gebührenfrei. Der Beſchluß iſt von Amts wegen dem 
Notar und dem Zahlungspflichtigen zuzuſtellen. ö 

(5) Gegen die Entſcheidung des Landgerichtspräſidenten (Abſ. 1 und 2) 
findet die ſofortige Beſchwerde unter ſinngemäßer Anwendung der $$ 569 bis 575, 
577 der Zivilprozeßordnung ſtatt. Für die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt 
das Kammergericht ausſchließlich zuſtändig. 

b) Der bisherige Abſ. 7 erhält folgende Faſſung: 
: Gegen die Entſcheidungen des Landgerichtspräſidenten, welche die Frage 

betreffen, ob für eine Ausfertigung oder Abſchrift Schreibgebühren erhoben werden 
können, findet keine Beſchwerde ftatt. 


20. Im § 26 Abſ. 1 Zeile 1 find die Worte „Fideikommiß oder“ zu ſtreichen. 


21. Im § 27 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „1. Oktober 1910“ die Worte „1. Dezember 
| 19224, 8 f 


Satz 2 wird geſtrichen. 


Reer 
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Artikel II. 

Zu ſämtlichen Gebühren der Gebührenordnung für Notare, mit Ausnahme der Gebühren der 88 17 
und 18, tritt ein Teuerungszuſchlag von 400 vom Hundert, zur Mindeſtgebühr des $ 3 ein ſolcher von 
650 vom Hundert hinzu. Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, dieſen Teuerungszuſchlag entſprechend 
den Veränderungen des Dienſteinkommens der Beamten zu ändern. Die Verfügung des Staats⸗ 
miniſteriums iſt dem Landtage vorzulegen. 


Artikel III. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, den Tezt der Gebührenordnung für Notare, wie er ſich aus den 
Anderungen dieſes Geſetzes und des Geſetzes, betreffend die Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes, ergibt, unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und ziffernmäßiger Bezeichnung der 
einzelnen Abſätze der Paragraphen mit dem Datum des vorliegenden Geſetzes durch die Geſetzſammlung 
bekanntzumachen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats find gewahrt. PER 


Berlin, den 28. Oktober 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. ; am Zehnhoff, 
(Siegel.) zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr. 12378.) Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichts vollzieher, vom 21. März 1910 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 261). Vom 28. Oktober 1922. . 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und 
der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. September 1910 
(Geſetzſamml. 1910 S. 15 und S. 261, 1917 S. 17, 1918 S. 128, 1920 S. 152 und 540) wird dahin 
geändert: 
1. Im Artikel 2 Abſ. 1 erhält Nr. 2 folgende Faſſung: 

2. in den nach dem Geſetze, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 1878 (Geſetzſamml. 
©. 222) in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 103) 

zu behandelnden Strafſachen. 


Geſetzſammlung 1922. (Nr. 1237612378). 


23800 3 


2. Der Artikel 3 erhält folgende Faſſung: 


a 


Volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes iſt die im 8 33 Abf. 2 des Preußif chen Gerichts- 
koſtengeſetzes beſtimmte Gebühr. Die Vorſchriften des § 32 Abſ. 1 und 2 daſelbſt finden 
entſprechende Anwendung. 


. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſ. 1 werden die Worte „drei Zehnteile der vollen Gebühr“ durch die Worte „die 
volle Gebühr“ erſetzt. 


> Abſ. 2 erhält folgende Fafſung: 


Die gleiche Gebühr iR er en für die hung der Ver⸗ 
ſteigerungstermine. 


e) Im Abſ. 4 find im Satz 1 die Worte „die neben einem Hauptanſpruche beſtehenden An- 
ſprüche wegen der Koſten und Nebenleiſtungen bleiben unberückſichtigt“ zu ſtreichen. 


Im Artikel 5 Abſ. 1 werden die Worte „zwei Zehnteile“ durch die Worte „acht Zehnteile“ 


und im Abſ. 2 die Worte „drei Zehnteile der vollen Gebühr“ durch die Worte „die volle 
Gebühr“ erſetzt. 


Im Artikel 7 Abſ. 1 Satz 1 und 2 werden die Worte „ei Zehnteile der vollen Gebühr“ 0 
die Worte „die volle Gebühr“ erſetzt. 


Im Artikel 8 Abſ. 1 werden die Worte „zwei Sühnteien ar die on „acht Zehnteile“ 


erſetzt. 


Artikel 8 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Hat der Rechtsanwalt die einem Antrag oder einer Erklärung zugrunde liegende 
Urkunde entworfen, fo ſteht ihm für den Antrag oder die Erklärung die Gebühr des 
Abſ. 1 nicht zu; er erhält die im § I Abſ. 2 der Gebührenordnung für Notare beſtimmte 
Gebühr, wenn ein das Sach- und Rechtsverhältnis entwickelnder Vortrag erforderlich 
iſt und deſſen Einreichung von der Partei verlangt wird. 


Im Artikel 9 werden die Worte „ein Zehnteil“ durch die Worte „fünf Zehnteile“ erſetzt. Ferner 


wird dem Abſ. 1 noch folgender Satz angeſchloſſen i 
Stellt ſich indeſſen die Prozeßgebühr niedriger als die vorſtehend beſtimmte Gebühr, fo 
erhält der Rechtsanwalt auberhem den Betrag, um welchen dieſe Gebühr die Prozeß⸗ 
gebühr überſteigt. i 


„Artikel 10 erhält folgende Saffung: 


Für die Wahrnehmung eines Termins erhält der Rechtsanwalt die volle Gebühr. 
Werden in derſelben Angelegenheit mehrere Termine wahrgenommen, ſo beträgt die 
Gebühr für den zweiten und für jeden weiteren Termin acht Zehnteile der vollen Gebühr. 
Der Geſamtbetrag der Gebühren in derſelben Angelegenheit darf in einer Juſtanz 5 
rare der vollen Gebühr nicht überſteigen. 


Im Artikel 11 werden die Worte „ein Zehnteil“ durch die Worte „fünf Zehnteile “ erſetzt. 


; 


f 
ö 
1 
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10. Im Artikel 12 werden die Worte „die volle Gebühr“ durch die Worte „das Dreifache der vollen 
Gebühr“ erſetzt. 
11. Der Artikel 15 erhält folgende Faſſung: f 
(1) Dem Rechtsanwalt ſtehen Schreibgebühren zu: 
1. für die auf beſonderes Verlangen gefertigten Abſchriften; 
2. für Schreibwerk, das außerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit 
entſteht. 

(2) Für die Höhe der Schreibgebühren ſowie für die Erſtattung der Poſtgebühren iſt 
$ 19 der Gebührenordnung für Notare maßgebend. Soweit die Vorſchriften der Deut- 
ſchen Gebührenordnung maßgebend ſind, erhält der Rechtsanwalt neben den Gebühren 
die dort vorgeſehenen Pauſchſätze. 


12. Artikel 16 wird wie folgt geändert: 
Die Ziffer 8 im Abſ. 1 wird geſtrichen. 


13. Artikel 18 wird geſtrichen. 


14. Artikel 21 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, für Wech— 
ſelproteſte, für Siegelungen und Entſiegelungen ſowie für die Aufnahme von Vermögens⸗ 
verzeichniſſen finden die Vorfchriften des § 19 Abſ. 2, der §§ 20, 21, 32, 47, 50, 51 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. 

15. Artikel 22 erhält folgende Faſſung: 

Für die Beurkundung der Aufgabe des Geldes zur Poſt ($ 5 der Hinterlegungs- 

ordnung vom 21. April 1913, Gefeßfamml. S. 225) erhält der Gerichtsvollzieher 5 Mark. 


16. Im Artikel 23 ſind am Schluſſe folgende Worte anzufügen: 
mit der Maßgabe, daß in den Fällen des Artikel 21 Schreib- und Poſtgebühren nicht 
zu erheben ſind, ſoweit das Schreibwerk und die Poſtſendungen innerhalb des Rahmens 
der gebührenpflichtigen Tätigkeit vorkommen 


17. Artikel 27 wird geſtrichen. 
5 Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Dezember 1922 in Kraft. 
Die Vorſchriften des Artikel I finden Anwendung auf alle zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes 
noch nicht beendigten Geſchäfte. 
5 Artikel III. 


a Zu ſämtlichen Gebühren der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher 
tritt ein Teuerungszuſchlag von 400 vom Hundert, zur Mindeſtgebühr des Artikel 3 Satz 2 ein ſolcher von 
650 vom Hundert hinzu. Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, dieſen Teuerungszuſchlag entſprechend 
den Veränderungen des Dienſteinkommens der Beamten zu ändern. Die Verfügung des Staats- 
miniſteriums iſt dem Landtage vorzulegen. . 


. Artikel Iv. 5 

Der Suftigminifter wird ermächtigt, den Text des Geſetzes, enthaltend die g desge ſetzlichen Vor⸗ 

n über die Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, wie er fi) aus den Anderungen 

ſes Geſetzes ergibt, unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und ziffernmä ißiger Bezeichnung 

er einzelnen Abſätze der Paragraphen mit dem Datum des vorliegenden Geſetzes und unter der Bezeich⸗ 

ng „Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher“ durch die Geſetzſammlung 

bekanntzumachen. Dabei ſind die Anderungen, die das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz und die Da, 
u u Notare erfahren, zu Bere ſichtigen. 


Das vorſtehende, vom Landtage Bf ſchloſſene Gefeh wird hiermit verkündet. Die verfaffungsmäßigen = 
chte des Staatsrats find gewahrt. 2 Er; 


u den 28. Oktober 1922, 


Das Preußiſche ana 


Braun. am Zehnhoff. 
(Siegel.) 5 zugleich für den Finanzminiſter. 


mae im Biro den Baer — Balm, gebeugt in der eigene. 
Se 11 an die Poſtanſtalten zu richten. 


